
Bundessozialgeribht

— 1 RA 95/78 -

Verkündet am
4. Oktober 1979
Amtsinspektor
als'0rk.Beamter
d.Gésch.$telle

1 m N a m exn d e s V 0 1 k e s

«U r t e 1 1

in dem Rechtsstreit

occoocooooocc90.000.000000000000'00000000U000'000l0

Klägerin und Revisionsklägerin,

Pfozeßbevollmächtigter:.......„..............J....

g_e g e n‘

....!!&....'OQOOOOOOIOIl...."...OOCOCOO:OÖIOOOOCU.

‘ Beklagte,

beigeladen:
.;‘O■......"......°.00.0.........‘0000'...0....6'0

'Revisionsbeklaqte.

Der_1. Senat de9'gundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhähdlung von 4‚ Oktober 1979 in Berlin
für Recht erkannts

Die Revision der Klägerin‚gegen das Qrteil des Bayerischen

Landessczialgérichte vom 24. Oktober 1978 wird zurückge—
wieéen.

Außergerichtliche Kosten des Verfahrens sind nlcht zu
erstatten.
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G r ü n d e :
I.

" r

Die Klägerin begehrt als Rechtsnachfolgerin ihres am 10. März

1977 verstorbenen Dhemannes die Anerkennung einer Versicherungs—

zeit sowie die Vormerkunq von Ersatzzeiten.

Der am 12. August 1909 geborene Ehemann der Klägerin war

rassisch Verfolgter und Vertriebener iS des Bundesvertriebenen-

gesetzes. Von 1926 bis etwa 1934 war er im elterlichen Geschäft

in Ratibor tätig, das er danach als Inhaber weiterführte. Im

Spatsommer 1937 floh er, um den einsetzenden Verfolgungsmaß—

nahmen zu entgehen, über Kattowitz nach Krakau. Bei Kriegs—

ausbruch hielt er sich in Tarnow auf. Vom 1. November 1939

‚„ mußte er dor1 den Judenstern tragen und täglich Zwangsarbeiten

ve1r1chten. Nach seiner Verhaftung am 22. November 1941 wurde

er bis zum 16. Januar 1945 in den Konzentrationslagern Pustkow

un■ Czenstochau sowie im Arbeitslager Gidle bei Czenstochau

festgehalten.

Für die Zeit vom 1. September 1939 bis zum 16. Januar 1945

würde er wegen Freiheitsentziehung nach dem Bundesentschädi—

gungsgcsetz entschädigt. (

...

Seinen Antrag auf Herstellung von Versicherungsuntetlagen für

die Zeit von 1926 bis 1934 und auf Vormerkung von Ersat22eiten

von 1939 bis Januar 1945 lehnte die Beklagte ab, weil Beiträge

zur AngestelltenVersicheruhg nicht geleistet worden seien und

deswegen ein Kartenersatz nicht in Betracht komme. Die behaup—

tete Beitragsentrichtung könne auch nicht nach der Versiche»

rungsunterlagen—Verordnunq (VuVO) anerkannt werden. Ersatzzei—

ten könnten ebenfalls nicht vorqemerkt werden, weil weder eine
Vorversicherung bestanden habe noch später eine rentenversiche—

runqspflichtiqe Beschäftigung oder Tätigkeit aufgen0mmen werden

sei (Bescheid vom 26. Juli 1974, Widerspruchsbescheiä vom
12. November 1974).

Im Streitverfahren beantragte der Ehemann der Klägerin, die

‘
Beiqeladene zu verurteilen. die Zeit vom 1. November 1939 bis

zum 22. November 1941 als Beitragszeit anzuerkennen und die

Zeiten vom 1. September 1937 bis zum 31. Oktober 1939 sowie
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vom 23. November 1941 bis zum 16. Januar 1945 als Ersatzzeiten

vorzumerken.

Das Sozialgericht (SG) München hat die Bescheide der Beklagten

aufgehoben und die Beiqeladene dem Klageantrag entsprechend ver-

urteilt (Urteil vom 18. Mai 1976%. Zur Begründung hat es ausge-

führt: ‘ . -.

Die Zeiten des verfolgungsbedingten Auslandsaufénthalts

(1. September 1937 bis zum 31. Oktober 1939) und der Konzentra—

tionslagerhaft (23. November‘1941 bis zum 16. Januar 1945) seien

tatbestandsmäßig Lrsatzzeiten nach 5 1251 Abs 1 Nr 4 der Reichs-

versicherungsordnung (RVO). Die versicherungsrechtlichen Voraus—

setzungen fur ihre Vormerkung seien erfüllt. Denn die Zeit vom
1. November 1939 bis zum 30. Juni 1940 sei eine Beschäftigungs-

zeit iS des 5 16 des Fremdrentengesetzes (FRG) und die daran an—
schließende Zeit bis zum 22. November 1941 eine fiktive Beitrags—

zeit nach 5 14 Abs 2 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutma—

chung nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialversicherung

(WGSVG) gewesen. Zwar habe der Ehemann der Klägerin unfreiwillig

und ohne Entgelt Arbeiten niederer körperlicher Art verrichten

müssen. Gleichwohl habe ein Beschäftigungsvefhältnis vorgelegen.

Denn die Freiheit sei ihm nicht völlig entzogen werden. Zwar habe

er kein Entgelt bezogen. Eine Entgeltzahlung sei jedoch in Anleh—

nung an das Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 25. Oktober

1966 (BSGE 25, 217) zu fingieren. Die Beschäftigung hätte nach
/dem am 1. März 1957 geltenden Bundesrecht Versicherungséflicht in

der gesetzlichen Rentenversicherung begründet, wenn sie im Bundes—

gebiet verrichtet worden wäre. Dem stehe nicht entgegen, daß der

Ehemann der Klägerin wegen Freiheitsentziehung entschädigt worden

sei. Da er als Verfolgter bereits wegen des Tragens des sog

Judensterns einen Entschädigungsanspruch gehabt habe (5 47 Abs 1

BBG), sei die Annahme eines Beschäftigungsverhältnisses nicht aus—

geschlossen. Für die Zeit ab 1. Juli 1940 sei 5 16 FRG nicht an—
wendbar, weil für den Ehemann der Klägerin als deutschen Staats-

angehörigen die Verordnung über die Sozialversichérung der deut—

schen Staatsangehörigen im Generalgouvernement für die besetzten
polnischen Gebiete vom 17. Juni 1940 (RGBl I S.A908) gegolten habe.
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‘Dann
aber sei

die
Zeit vom 1. Juli 1940—bis 22. November 1941 “

eine fiktive Beitragszeit nach deutschem Recht is des 5‘14

Abs 2 WGSVG„ Auch in dieser Zeit habe ein versicherungspflich—

tiges
Beschäftigungsverhältnis

bestanden, welches wiederum so

zu behandeln sei, als sei das übliche Entgelt gezahlt worden.

Ebenso wie eine Entgeltzahlung sei auch eine Entrichtung von

Beiträgen aus Verfolgungsgründen unterblieben. Damit handele

es sich um eine fiktive Beitraqszeit iS des 5 14 Abs 2 WGSVG.

Dem stünden die Urteile des BSG vom 12“ Oktober 1974 (SozR

5070 5 14 Nr 2) und vom 27. März 1974 (SozR 5070 5 14 Nr 11

nicht entgegen. In der Tendenz werde diese Auffassung durch

das Urteil des BSG vom 5‚ Februar 197ß - 11 RA 54/75 —

(= B■ßn 41, 166 = SozR 5070 5 13 Nr 2) sogar
bestätigt.

Auf die Berufung der Beigeladenen hat das Bayerische Landes—

.
sozialgericht (LSG) das Urteil destsG aufgehoben und die Klage

abgewiesen (Urteil vom 24. Oktober 1978). Es hat die Revision *

izuqelassen‚ Zur Begründung hat es ausgeführt: ’

‚
Bei der von ihm vorgenommenen Differenzierung zwischen der

:Zeit vom 1° November 1939 bis zum 30. Juni 1940 einerseits

und dem anschließenden Zeitraum bis zum 22„ November 1941

andererseits habe das SG außer Acht gelassen, daß die Verord—

nung über die Sozialversicherung“def„deutschen Staatsbürger
im Generalgouvernement für die beseüzten polniSchen Gebiete

von 17. Juni 1940 bereits rückwirkend ab 1. Oktober 1939
;in Kraft getreten sei. Andererseits sei nicht'auszuschiießen‚

*
1 daß dem Ehemann der Klägerin nach dem Qesetz über den Widerruf“

von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutschen Staats—

angehörigkeit vom 14. Juli 1933 (RGBI I S 480), wonach Einzel«

ausbürqerungen möglich gewesen seien, die deutsche Staatsbür—_

gerschaft aberkannt werden Sei, so daß die Verordnung auf ihn

_
keine Anwendung gefunden habe.‚Deswegen sei das Begehren der

Klägerin sowohl naeh 5 11 Abs 2 WGSVGals auch nach 5 16 FRG
izu prüfen. Die Zeit vom 1. november*1939 bis zum 221 November

1941 könne jedoch weder als fiktive„ßeitragszeit noch als ‘
Beschäftigungszeit berücksiehtigt werden. Sowohl 5 14

Abs 2 WCSVG als"auch 5 16 FRG setzten die Ausübung einer ren-
ténversicherungspflichtigen Beschäftigung voraus, Diese verlange
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eine Arbeit auf freiwilliger Basis. Nicht nur bei völliger Freie
heiteehtziéhunq wie zB bei KZ-Häftlingen, Kriegsgefangeben, Straf—

gefangenen usw, sondern auch bei täglich von neuem begründeten

Zwang Wie im Falle des Ehemannes der Klägerin könne ein Beschäf—

tigungsverhältnis nicht angenommen werden. Das BSG habe eine

rentenversicherungspflichtige Beschäftigung auch dann nicht ange-

nommen, wenn ein inhaftierter KZ—Häftling außerhalb des Lagers

habe arbeiten müssen (BSG SozR 5070 5 14 Nr 2). Dies sei mit dem

Fall des Ehemanns der Klägerin vergleichbar„ Ein auf Willkür be-

ruhendcs Zwangsarbeitsverhältnis könne daher - im Gegensatz zu

legalen Zwangsverpflichtungen im Rahmen der
Notdienstverordnungen

-

niCht 315 BGSChäftiQungsverhältnis iS der
genanäten Vorschriften

90w0rfet werden. 5 14 Abs 2 WGSVG sei darüber hinaus geschaffen

‚worden zugunsten von Verfolgten, für die keine Beiträge abgeführt

worden seien, um sie selbst oder ihre Arbeitgeber nicht zu gefähr—

den. Für den Ehemann der Klägerin seien aber deshalb
von vorn—

herein keine Re1träge abgeführt worden, weil die deutsche Komman-

daümr billige und rechtlose Arbeitskräfte habe einsetzen wollen.

Die Entsbhädigung dieser Zeiten obliege nicht der Rentenversiche—
rung, sondern sie seien nach dem EEG - wie geschehen — zu ent—

schädigen. Die Anerkennung von Beschäftigungs— bzw fiktiven Bei—
tragsze1ten sei daher nicht

möglich. Die Anerkennung von Ersatz-

zeiten (1. September 1937 bis 31. Oktober 1939, 23. November 1941

bis 16. Qanuar 1945) scheitere daran, daß der Ehemann der Klägerin

als selbständiger Kaufmann nie eine versicherungspflichtige Tätig-

keit ausgeübt und demnach eine.Vorversicherung nicht bestanden

habe° Ebensowenig sei innerhalb von drei Jahren naéh Beendigung

des Ersatzzeittatbestandes eine versicherungspf]ichtige Tätigkeit

aufgenommen worden.
«.

Mit ihrer\Revision rügt die“Kläqerin Verletzungen des 5 16 FRG

und des 5 14 Abs 2 WGSVG. Das Berufungsgericht habe unberüek—
sicht19t gelassen, daß ihr Ehemann in der Zeit vom 1. November

1939 bis zum 22. NOVember 1941 eine, wenn auch dürftige, Ver—

pflegung und somit ein Entgelt für seine Zwangsarbeit erhalten

habe. Er sei auch in séiner Freiheit nicht völlig’beschränkt ge—
wesen, sondern habe sich, von seiner Arbeit abgesehen, im
Ghetto—Bezirk von Tarnow frei bewegen können° Die rentenversiche—
rungsrechtliche Beurteilung von Arbeitsverhälthissen, die aufgrund
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der Notdienstverordnunqen beqründet worden seien, spreche im

übrigen geqen die Auffassung des Berufunqsgerichtm Zeiten

der Zwanqsarbeit im Rahmen der hier fraglichen Bestimmungen

nicht zu berücksichtigen„ Die Beitragsentrichtunq‚se1 auch

aus Verfolgungsgründen unterblieben‚ wie es 5 14 Abs 2 WGSVG

voraussetze. Auf gie deutscbe Staatsengehöriqkeit könne es}
im Rahmen dieser Vorschrift nicht ankommen„ Da der genannte

Zeitraum somit als Versicherungszeit anzuerkennen sei, stehe

der Anerkennung yon Ersatzzeiten ebenfalls nichts‘entgegen°

Die Klagerin beantragt,

das Urteil des Bayerischen Landessozialgeriehts

vom 24. Öktober 1578 aufzuheben und die Berufung

der Beiqeladenen gegen das Urteil des Sozial“

qerichts München vom 18. Mai 1976 zurückzuweisen.

Die Beklaqte und die Beiqeladene beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

Sie halten das angefochtene Urteil für zutreffend.

II.

Die durch Zulassung statthafte Revision der K}ägerin ist

zulässig, aber nicht begründet.

Öle Klägerin erstrebt mit der zulässigerweise erhobenen

kombinierten Anfechtungs— und Verpfliobtunqsklege (vql BSGE

31, 225, 227 f = SozRNr 1 zu 5 1412°Rvo;esse 42 159,
160 = SozR 2200 5 1251 Nr 24) die Verurteilung der Beiqelade—

nen zur Anerkennung bestimmter Beitraqs— und Ersatzzeiten.

Voraussetzung für eine Verurteilung der Beigeiädenen ist, daß

ihre Sachbefugnis als in Anspruch genommener Beteiligter
(Passiv Legitimation) gegeben ist, daß sich also die kläge—
rischen An5prüche, wären sie begründet, zu Recht gegen sie

* die Beiqeladene — als Verpflichtete richten. Diese
&
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Passiv—Legitimation wird nicht'durch @ 75 Abe 5_SGG begründet,

sie wird vielmehr für die Verurteilung des beigeladenen Versiche*

rungsträgers VorauSgesetzt (vgl’ßscE 14, 86, 89). Für die Frage,

ob die
Beigeladene

passivlegitimiert ist und nicht etwa die Be-

klagte, die die angefochtenen Bescheidc erlassen hat, ist ent—

scheidend, ob die in Rede stehenden Ansprüche der Klägerin der

Rentenversicherung der Arbeiter oder der Angestelltenversicherung

zuzuordnen sind. Auf die Vorschriften, welche bei der Lösung

dieser Frage heranzuzieheniwärenk(für das Fremdrentenrecht: 5 20

Abs 1 Satz
2‚‘5

21 FRG), sind die Vorinstanzen nicht ausdrücklich

eingegangen. Auch im Revisionsverfahren bedarf es einer abschlies—

senden Beurteilung
dieser frage nicht. Denn der Ehemann der Kläge—

rin hat ahrechnungsfähige Versicherunqszeiten (@ 1250 Abs 1 RVG;

5 27 Abs 1 des Angeste1ltenversicherungsgesetzes -AVG«) nicht

zurückgelegt. Bereits äus‘diesem Grund kann die'Revision keinen

Erfolg hahen.

Beiträge zu einer gesetzlichen Rentenversicherung sind für den

Ehemann der Klägerin zu keiner Zeit entrichtet worden. Dies hat

das LSG bindend festgestellt. Es ist deshalb zu Recht davon aus—

gegangen, daß es in diesem Zusammenhang darauf ankommt, ob 5 14

Abs 2 Satz 1 WGSVGoder 5—16 FRG Anwendung finden.

Nach 5 14 Abs 2 Satz 1 WGSVGwerden Nachteile ausgeglichen, die
ein Verfolgter durch Verfolgungsmaßnahmen in der Sozialversiche—

rung erlitten hat. Die Vorschrift ist auch dann.anzuwenden, wenn

der verfolgte, wie im Fall des Ehemannes der Klägerin, außer der

nach ihr zu fingierenden Beitragäzeit keine weiteren Beitrags-

zeiteh nachweisen kann (BSG SozR 5070 5 14 Nr 1). Nach 5 16 FRG

werden Vertriebene durch Anrechnung
von Beschäftigungszeiten so

gestellt, als ob sie im Geltungsbereich dieses Gesetzes beschäf—
tigt und aufgrund dieser

Beschäftigung
versichert gewesen wären

(Eingliederungsprinzip)„ Hierdurch werden insbesondere die Nach—
teile ausgeglichen, die sich etwa aus dem Nichtvorhandensein einer
Rentenvefsicherung im herkunftsland ergeben (vgl dantz/Zweng/
Eicher, Das neue Fremdfenten— und Auslandsrentenrecht, 2. Aufl,

Anm 2 zu 5 16)„
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Das Berufungsgericht hat das Begehren der Klägerin, soweit es

sich auf die Zeit vom 12 November 1939 bis zum 22„ November 1941

bezieht, im hinblick darauf, daß der Ehemann der Klägerin nach

dem Gesetz über den Widerruf von Einbürgerungen und»die Aber»

kennung der deutschen Staatsangehörigkeit vom 14. Juli 1933

(RGBl I S 480) möglicherweise aus Gründen der Rasse die

deutsche Staatsbürgerschaft verloren hatte, sowohl nach 5 14

Abs 2 WGSVGals auch nach 5 16 PRO geprüft. Dabei hat es zu

Recht dahinstehen lassen, ob der Ehemann der Klägerin, würde

man seine Zwangsarbeit im sog Generalgouvernement_für die
‚

besetzten polnischen Gebiete als versicherungspflichtige Be-

schait1gung werten, dem Recht der Reichsversicherung unterle»

gen h1tte und damit 5 14 Abs 2 WGSVGals Pechtsgrundlage in

Botr\cht käme oder ob er in einem "ausländischen Gebiet“ iS

des 5 16 PRO zur Zwangsarbeit herangezogen worden ist.'Denn

die Voraussetzungen beider Vorschriften sind nicht erfüllt“

Nach 5 14 Abs 2 WGSVG muß der Verfolgte eine "rentenversiche—

rungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit“ ausgeübt haben.

5 16 FRG verlangt eine "Beschäftigung", die einer "renten—

versicherungepflrchtigen Beschäftigung im Geltungsbereich

dieses Gesetzes“ gleichzustellen ist„_Das Wort "Beschäftigung"

bzw "Tätigkeit“ in den genannten Bestimmungen ist im Sinne?

der allgemeinen Sozialversicherungsgesetze des Bundes gebraucht

(vgl BSG SozR 5070 5 14 Nr 4 mwN): es ist ein einheitlicher,

ven Gesetzgebung und Rechtsprechung näher konkretisierter und

präzisierter Begriff (vgl Brackmann, Handbuch der Sozialver“

sicherung, S 306 h II, zum Begriff des Beschäftigungsverhält—

nisses nach 5 1227 Abs 1 Nr 1 RVG, 5 2 Abs 1 Nr 1 AVG).

\

Ein Beschäftigungsverhältnis entsteht nach der ständigen

Rechtsprechung des BSG sowie auch schon des RVA regelmäßig

auf freiwilliger Basis, es sei denn, daß ein Gesetz aus—
nahmsweise etwas Abweichendes bestimmt (vgl etwa die sog
Dienstpflichtverordnung vom 13. Februar 1939, RGBl I S 206)‚

Wenn die gesamte Arbeitsleistung, wie in dem vorliegenden

Fall, aufgrund eines öffentlich—rechtlichen Gewaltverhältnisses

..9-
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erbracht wird, liegt ein Beschäftigunqsverhältnis grundsätzlich

nicht vör-(vgl BSGE 27, 197 = SozR Nr 54 zu 5 165 RVO mwN). Nach
diesen Grundsätzen hat das BSC entschieden, daß die Zeit einer

KZ—Haft von 5 14 Abs 2 WGSVG selbst dann nicht erfaßt wird, Wenn

der Inhaftierte zu Arbeiten außerhalb des Lagers herangezogen

wordenist (BSGE38, 245,246= SozR50705 14Nr 2). Nichts
anderes kann aber für die\Zwangsarbeit des Ehemannes der Klägerin

gelten, die dieser im Ghetto von Tarnow hat verrichten‘müssen. Da

er ständig unter Zwang Arbeiten niederer körperlicher Art auszu—

führen hatte, ohne hierzu aufgrund'gesetzlicher„Bestimmungen

dienstverpflichtet werden zu sein,-steht diese Tätigkeit derjeni—

gen in oder außerhalb eines Konzentrationslagers gleich, die als

Ersatzzeit im Sinne von 5 1251 Abs 1 Nr 4 RVG, nicht aber als

(fiktive) Beitrags— bzw Beschäftigungszeit zu werten ist.

Eine rentenversicherungspflidhtige Beschäftigung liegt ferner
„nurfdann-üor‚

wenn für die fragliche Tätigkeit eine Entlohnung
gewährt wird, die dem Beschäftigten selbst zufließt (BSGE 38,

‚245, 246 % SoiR 5070 5 14 Nr 2). Eine Entlohnung bzw ein Entgelt

im rentenversicherungsrechtlichen Sinne hat der Ehemann der
Klägerin für

seine
Zwangsarbeit nicht erhalten, mag ihm auch,’

wie etwa Insassen von Konzentrationslagern oder Kriegsgefangenen,

Verpflegung gewährt werden sein (vgl 850 SozR 5070 5 14 Nr 4, wo

zu den Sachbezügen noch eine Barvergütung hinzukam; vgl auch BSG

SozR 5050 5 16 Nr 11). Ist eine Tätigkeit unfreiwillig und ohne

Entgelt geleistet werden, so kommt ein weiterer Gesichtspunkt

hinzu. Eine entgeltlose Zwangsarbeit, wie sie der-Ehemann der '

Klägerin geleistet hat, kann deshalb nicht als fiktive Beitra95*

zeit bzw als Beschäftigungszeit im Sinne der genannten Bestimmun—"

gen
gewertet werden, weil bei einer unfreiwilligen entgeltlosen

Tätigkeit jeglicher Maßstab für die Ermittlung—der Rentenbe—

messungsgrundlage (vgl 5 14 Abs 2, 5 13 WGSVG)fehlt„und diese
Zwangsarbeit auch nicht einem Tabellenwert zugeordnet werden kann
(vgl-5 13 Abs 1 WGSVG_1Vm @ 22 FRG).

Die Bewertung von Zwangsarbeit rassisch Verfolgter in einem

Ghetto als (fiktive) Beitragszeit oder als Beschäftigunqszeit
würde des weiteren der Systematik zuwiderlaufen, die der Gesetz—

geber in der Unterscheidung von Beitragszeiten und Ersatzzeiten
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getroffen hat. Nach 5 1251 Abs 1 Nr 4 RVG werden Zei.ten der

Freiheitsentziehung sowie Zeiten der Freiheitsbeschränkung iS

der 55 43 und 47 des EEG als Ersatzzeiten, nicht aber als Beim

traqszeiten angerechnet. Nach 5 43 Abs 1 Nr 2 BEG„18t ue\der

Zwangsaufenthalt in einem Ghetto der Konzenträtiogslaqerhaft

gleichqestellt. Bei der Verweisung in 5 1251 Ahs 1 Nr 4 3y0

auf die qenannte entschädiqunqsrechtliche Bestimmudqkann es
dem Gesetzgeber nicht unbekannt gewesen sein, daß Verfolgte,

die in einem Ghetto festqehalten worden sind‚'häuiig — wie im

Fälle des Ehemannes der'Klägerin - zu Zwanqsarbeiten heranqe—

zoqen worden sind (vgl für die Konzentrationslagerhaft: BSGE

38, 245, 246 = SozR 5070 5 14 Nr
2)1 Diese Zeiten sind vom

Gesetzgeber qenerell, dh ohne RiiCkxsiCht etwa auf Däuer und Schwere

dcs zwangsweisen Arbeitseinsatzes, als Ersatzieiten‚ nicht

eher als Beitragszeiten anerkannt worden (vgl wiederum BSG
aad). Eine Entschädigung erfolgt in solchen Fällen nicht im

'hahmen der Sozialversicherung, sondern - wie auch‘in dem hier

in Rede stehenden Fall geschehen" auf andere.Weise.

Zn
einer anderen rechtlichen Bewertung sieht sichpder erkennen—

de Senat auch nicht durch die Ur■eile des 11. Senats des BSG_

vom25. Oktober1966(ascn25, 2f7 ? SozRNr 8 zu 5 15FRG)
und vom 5„ Februar 1976”(BSGE 41, 165 = SOZR 5070 5 13 Nr 2)

veranlaßt. Im Urteil Gem 25, Oktober 1966 hat der 11. Senatl
in crgänzender Rechtsfindunq eine von der Besatzung3macht er

zwungene unentgeltliche Beschäftigung nach dem 8. Mai 1945

in den unter fremder Verwaltung stehenden deutschen Ostqebie-

ten im Rahmen des 5 16 FRG‘50 behandelt; als ob das übliche

Entgelt gewährt worden sei. Der 11. Senat hat für diesen Aus“

nahmefall eine Gesetzeslücke geschlossen, weil nur so die ge—

wollte Wiedergutmachung hat erreicht werden können. Im Urteil

vom 5. Februar 1976 ist es um den AuSgleich des Schadens eines

Verfolgtem gegangen, dessen Beschäftigunqeverhäiltnise bei

dessen Fortdauer während des Wehrdienstes für ihn Beiträge

entrichtet worden wären, aus verfolgunqsbedingtén Gründen be—

endet worden ist. Hier hat der 11. Senat, in Ausfüllung einer

Gesetzeslücke, die Grundgedanken des 5 14 iVm 5 13 WGSVGange*
wendet. Die genannten Urteile sind für den Fall des Ehemannes
der Klägerin jedoch nicht

entscheidungserheblieh.
Eine
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Gesetzeslücke besteht nicht. Die Anerkennung von Eeitragszeiten

scheitert bereits an dem Umstand, daß ihm kein Schaden bei der

Au;übung (oder dem vétf019ühQäbédihgtéh Abbruch) einer renten«
versiqhérungapflichtigén Beschäftigung ent■tanäeä ist. Nur diese„

Art des Schadensausgléiöhä‚WifdIVOh den 55 14 Abs 2 WGSVG‚ 16 FRG

erfaßt. Für'die rechtliche Bewer■unq der Zwangsarbeit äes Ehé‘

mannes
dei klägerin ist hingegen der Ersatzaeittatéestanä des

5 1251:AbsH Nr 4 RV0maßgebend.

Nach allede■ kommt eine Verpflichtung der Beigelydenen zur Aner■

kennung der Zgit vom 1._November 1939 bis zum 25. Nov@mbér 1941

als Beitragäzeit nicht in Bgtracht.

Damit zugleich ist eine Anerkennung van Ersatzzeiten äü39éäéhlös*

sen. Sie scheitert, wie dag Bäru■ungägericht 2utreffenä ausgea

führt hat, aaran, daß weder eine Vorversicherung bestanänn hat

‚ noch innerhalb einer Frist van ■ng; äahren nach ßeenäiqnng ■és
Ersatnzeittatbegtanaeä éina versicherunqspflichtiqe Eéäühäftigühg
aufgenommeneworaen ist (@ '2é Abs 2‘I\VG‚ @ 1251 ”Mag 2 TWO)

s
a

Die Revisionist nahe;zurüékzuweisen.

Die Kostengntscheiäung béfüht auf 5 193 Äbs 1"äää‚

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

